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einzubeziehen und die steuerbaren Hochwasserschutzräume 
freizuhalten. Die territoriale und hydrologische Lage im 
Flußgebiet und die zu erreichende Wirksamkeit in Verbin­
dung mit anderen Hochwasserschutzmaßnahmen sind ent­
sprechend zu berücksichtigen. Die durch die Direktoren der 
Wasserwirtschaftsdirektionen im Einvernehmen mit den Rä­
ten der Bezirke festgelegten Hochwasserschutzräume sind in 
die Bewirtschaftungspläne sowie operativ-taktischen Doku­
mente für den Hochwasserschutz aufzunehmen.

(2) Zeigen die Hochwasservorhersagen und ihre Berech­
nungen, daß die abfließenden Wassermengen bei eingestau­
tem, nicht beherrschbarem Hochwasserschutzraum Größen­
ordnungen erreichen werden, die im Wasserlauf nicht mehr 
schadlos im Abflußprofil abgeführt werden können, sind 
durch die Direktoren der Wasserwirtschaftsdirektionen im 
Einvernehmen mit den Vorsitzenden der Räte der Bezirke 
so zeitig wie möglich entsprechende Entscheidungsvorschläge 
dem Minister für Umweltschutz und Wasserwirtschaft zu un­
terbreiten, die Gefahren für die Menschen und volkswirt­
schaftliche Auswirkungen höchstmöglich verhindern.

(3) Die Verwendung festgelegter Hochwasserschutzräume 
zugunsten zusätzlicher Kapazitäten für die Wasserbereitstel­
lung ist grundsätzlich nicht gestattet. Ausnahmen sind nur 
auf der Grundlage mittel- bzw. langfristiger Prognosen des 
Witterungsverlaufes und daraus abzuleitender berechenbarer 
Auswirkungen bzw. Gefährdungen der Bereitstellungssicher­
heit durch persönliche Entscheidung des Direktors der Was­
serwirtschaftsdirektion zulässig. Diese Entscheidung ist un­
verzüglich dem Minister für Umweltschutz und Wasserwirt­
schaft zur Kenntnis zu geben.

(4) Entscheidungen über die Verwendung festgelegter 
Hochwasserschutzräume zur Erhöhung der Kapazitäten für 
die Wasserbereitstellung bedürfen für nachfolgende Talsper­
ren und Speicher der vorherigen Zustimmung des Ministers 
für Umweltschutz und Wasserwirtschaft:

— Rappbodetalsperren,
— Saaletalsperren,
— Talsperre Kelbra,
— Talsperre Pöhl,
— Talsperren Weida/Zeulenroda,
— Talsperren Klingenberg/Lehnmühle,
— Talsperre Eibenstoch,
— Talsperre Gottleuba,
— Talsperre Bautzen,
— Speicherbecken Borna,
— Talsperre Spremberg.

§11

Zur ständigen Erhöhung der Versorgungssicherheit und zur 
rationellen Nutzung der Grundfonds sind durch die Wasser­
wirtschaftsdirektionen zielstrebig alle Möglichkeiten der um­
fassenden Intensivierung zur Verbesserung der Gewässer­
beschaffenheit und zur Erhöhung der Verfügbarkeit des Was- 
serdargebotes vorrangig für Talsperren und Speicher in sol­
chen Flußeinzugsgebieten zu erschließen, in denen ein hoher 
Zuwachs in der Wasserbereitstellung erforderlich ist oder 
wird.

§12

Bauaufsicfat

Der Leiter der Staatlichen Bauaufsicht und Gutachter­
stelle des Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirt­
schaft2 ist für die bauaufsichtliche Überwachung der Tal­
sperren und Speicher unabhängig von der Rechtsträgerschaft 
sowie für die Begutachtung von Rekonstruktionsmaßnahmen

2 Z. Z. gilt Verfügung Nr. 3/82 vom 5. Mai 1982 über die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten der Staatlichen Bauaufsicht und Gutachterstelle 
des Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft (VuM des 
Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft Nr. 2 S. 3).

an Talsperren und Speichern verantwortlich. Er hat jährlich 
die Überprüfungsberichte und vorausschauend die erforder­
lichen Entscheidungsvorschläge dem Minister für Umwelt­
schutz und Wasserwirtschaft vorzulegen.

§13

Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. August 1985 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verfügung Nr. 13/75 des Ministers 
für Umweltschutz und Wasserwirtschaft außer Kraft.

Berlin, den 10. Mai 1985

Der Minister 
für Umweltschutz und Wasserwirtschaft

Dr. R e i c h e 11

Anordnung
über die Beziehungen bei der Lieferung und Abnahme 

von landwirtschaftlichen Zucht- und Nutztieren 
sowie von Sperma
vom 13. Mai 1985

Im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentra­
len Staatsorgane sowie in Übereinstimmung mit dem Zentral­
vorstand des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und Klein­
tierzüchter und dem Zentralvorstand der Vereinigung der ge­
genseitigen Bauernhilfe wird auf der Grundlage des § 18 des 
Vertragsgesetzes vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 14 S. 293) und 
des § 46 des Zivilgesetzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 S. 465) folgendes 
angeordnet:

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt die Beziehungen bei der Lie­
ferung und Abnahme von landwirtschaftlichen Zucht- und 
Nutztieren (nachfolgend Zucht- und Nutztiere genannt) so­
wie von Sperma zur Produktion von Zucht- und Nutztieren 
zwischen den LPG, VEG und deren kooperativen Einrich­
tungen, den volkseigenen Betrieben sowie anderen Genos­
senschaften und Betrieben mit Tierproduktion (nachfolgend 
Tierproduktionsbetriebe genannt) und den Betrieben mit 
Binnenhandelsfunktion (nachfolgend Handelsbetriebe ge­
nannt) sowie die Aufgaben der Räte der Bezirke und Kreise, 
der WB Tierzucht, der VEB Kombinat Fleischwirtschaft, des 
Volkseigenen Kombinats Industrielle Tierproduktion, der 
Zentralstelle für Pferdezucht beim Ministerium für Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft, der WB Saat- und 
Pflanzgut und des Volkseigenen Kombinats Aufbereitung 
tierischer Rohstoffe und Pelztierproduktion (nachfolgend 
staatliche und wirtschaftsleitende Organe genannt) sowie der 
gesellschaftlichen Organisationen, soweit sie Zucht- und 
Nutztiere und Sperma für die Reproduktion individueller 
Zucht- und Nutztierbestände handeln, bei der Gestaltung die­
ser Beziehungen.

(2) Die Bestimmungen dieser Anordnung, ausgenommen 
die §§ 2 bis 4 Absätze 1 und 2, §§ 5, 18, 20 Abs. 1, finden auch 
auf die Beziehungen bei der Lieferung und Abnahme von 
Zucht- und Nutztieren sowie von Sperma Anwendung, an 
denen tierhaltende Betriebe, die nicht unter den Geltungsbe­
reich des Vertragsgesetzes fallen, und Bürger (nachfolgend 
Tierhalter genannt) beteiligt sind.


